
























































Falllösung 1 

Sachverhalt 
A und B waren gemeinsame Eigentümer einer Kuh. Das Tier hatte einen Wert von RMB 1.800. Jeder 
trug 50% des Kaufpreises und der weiteren Aufwendungen. A und B versorgten die Kuh jeweils ab-
wechselnd für einen Monat. Eines Tages nahm A die im Stall von B gehaltene Kuh weg. Als A die Kuh 
verkaufen wollte, lief sie fort. 

Fragen: (1) Ist die Tat von A ein Diebstahl? (2) Wenn ja, wie hoch ist die gestohlene Summe? RMB 
1800 oder RMB 900? 

Frage 1 
Einen Diebstahl begeht nach Schweizer Recht, «wer jemandem eine fremde bewegliche Sache zur 
Aneignung wegnimmt, um sich oder einen andern damit unrechtmässig zu bereichern» (Art. 139 
StGB1).2 Vorausgesetzt sind also eine «fremde bewegliche Sache», ein diesbezüglicher Bruch fremden 
Gewahrsams und die Begründung neuen, in der Regel eigenen Gewahrsams sowie der Wille zur Be-
reicherung. 

Beim Begriff der beweglichen Sache bezieht sich das Strafrecht auf den Begriff des Fahrniseigentums 
des zivilrechtlichen Sachenrechts (Art. 713 ZGB3):4 Gegenstand des Fahrniseigentums sind «die ihrer 
Natur nach beweglichen Sachen», d.h. all diejenigen Sachen, die keine Immobilien (Grundstücke) 
oder mit solchen untrennbar verbunden sind. Nach schweizerischem Recht sind Tiere wie die hier in 
Frage stehende Kuh – gemäss einer Gesetzesänderung vom 4. Oktober 2002 – keine Sachen 
(Art. 641a Abs. 1 ZGB). Soweit allerdings keine besonderen Regeln bestehen, gelten auch für Tiere die 
auf Sachen anwendbaren Gesetzesvorschriften (Art. 641a Abs. 2 ZGB); insbesondere diejenigen über 
das Eigentum (Art. 641 ff. ZGB) und den Besitz (Art. 919 ff. ZGB), aber auch diejenigen des Strafrechts 
(Art. 110 Abs. 3bis StGB). Auf die Kuh – zweifellos nicht untrennbar mit einem Grundstück verbunden 
– ist damit der Begriff der beweglichen Sache anwendbar. 

Als «fremd» gilt eine Sache im strafrechtlichen Sinn, wenn sie weder im Alleineigentum des Täters 
steht noch herrenlos ist, d.h. keinen Eigentümer hat. Aus dem Sachverhalt geht hervor, dass A und B 
gemeinsame Eigentümer der Kuh waren. 

Das Schweizer Zivilrecht kennt zwei Typen des gemeinschaftlichen Eigentums: Das Miteigentum 
(Art. 646 ff. ZGB) und das Gesamteigentum (Art. 652 ff. ZGB).5 Sie unterscheiden sich einerseits nach 

                                                           
1  Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 13. Dezember 2002 (StGB). 
2  Vgl. hierzu und zum Folgenden STEFAN TRECHSEL/DEAN CRAMERI, Kommentar zu Art. 137 ff. StGB, in: 
Trechsel et al. (Hrsg.), Schweizerisches Strafgesetzbuch, Praxiskommentar, Zürich 2008; MARCEL A. NIGGLI, Kom-
mentar zu Art. 137 StGB bzw. MARCEL A. NIGGLI/CHRISTOF RIEDO, Kommentar zu Art. 139 StGB, in: Nig-
gli/Wiprächtiger (Hrsg.), Strafgesetzbuch II, Basler Kommentar zu Art. 111–401 StGB, Basel 2003. 
3  Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB). 
4  Vgl. hierzu und zum Folgenden HEINZ REY, Die Grundlagen des Sachenrechts und das Eigentum, Grund-
riss des schweizerischen Sachenrechts, Bd. 1, 2. Aufl., Bern 2000; BARBARA GRAHAM-SIEGENTHALER, Kommentar zu 
Art. 646–654a ZGB, in: Breitschmid/Rumo-Jungo (Hrsg.), Handkommentar zum Schweizer Privatrecht, Sachen-
recht, Art. 641–977 ZGB, Zürich 2007. 
5  Vgl. hierzu und zum Folgenden wiederum HEINZ REY, Die Grundlagen des Sachenrechts und das Eigen-
tum, Grundriss des schweizerischen Sachenrechts, Bd. 1, 2. Aufl., Bern 2000, N 605 ff.; BARBARA GRAHAM-



der Art der Rechtsbeziehung zwischen den gemeinschaftlichen Eigentümern und andererseits in der 
Beschaffenheit der Rechtsposition an der gemeinschaftlichen Sache. So setzt das Gesamteigentum 
zur Entstehung ein besonderes, auf Gesetz oder Vertrag beruhendes persönliches Gemeinschaftsver-
hältnis der Beteiligten voraus (wie z.B. die Verbindung als Erbengemeinschaft oder als vertragliche 
einfache Gesellschaft), das Miteigentum hingegen nicht. Beim Miteigentum kommt jedem der ge-
meinschaftlichen Eigentümer eine weitgehend selbständige Rechtsposition an einem ideellen Bruch-
teil (Quote) an der Sache zu, über den er selbständig verfügen kann. Die Gesamteigentümer dagegen 
können über die Sache nur gemeinsam und als ganze verfügen. 

Strafrechtlich kommt dieser Unterscheidung in Bezug auf den Diebstahl allerdings keine Bedeutung 
zu. «Fremd» ist eine Sache sowohl für den Mit- als auch für den Gesamteigentümer, da in keinem 
dieser Fälle Alleineigentum vorliegt. Die im gemeinsamen Eigentum des A und des B stehende Kuh ist 
somit aus der Sicht des A als «fremd» zu betrachten. 

Sodann ist das Tatbestandselement der Wegnahme zur Aneignung, d.h. des Gewahrsamsbruchs zur 
Begründung eigenen Gewahrsams zu untersuchen. Als Gewahrsam wird die Herrschaftsmacht mit 
dem Willen zur Herrschaftsausübung über eine Sache bezeichnet. Der Gewahrsamsinhaber muss, mit 
anderen Worten, die faktische Möglichkeit und den Willen haben, über die Sache wie ein Eigentümer 
zu verfügen. Ob dies der Fall ist, entscheidet sich «nach den Regeln des sozialen Lebens».6 

Zweifellos besteht an einer in einem Stall gehaltenen Kuh Gewahrsam durch diejenige Person, wel-
che die Kuh in diesem Stall hält. Aus dem Sachverhalt geht nicht hervor, ob die Kuh jeweils abwech-
selnd für einen Monat im Stall des A und danach für einen Monat im Stall des B gehalten wurde oder 
ob die Kuh nur im Stall des B gehalten und dort von A und B jeweils abwechselnd versorgt wurde. Je 
nach dem hätte an der Kuh jeweils Alleingewahrsam oder Mitgewahrsam, d.h. Gewahrsam durch A 
und B gemeinsam vorgelegen. Wie schon bei der Unterscheidung von Mit- oder Gesamteigentum 
kommt allerdings der Frage des Allein- oder Mitgewahrsams in Bezug auf den Diebstahl keine Bedeu-
tung zu. Ein Gewahrsamsbruch liegt durch die Wegnahme der Kuh in jedem Fall vor, solange A keinen 
Alleingewahrsam, sondern höchstens Mitgewahrsam gehabt hat. 

Die Begründung neuen Gewahrsams durch A ergibt sich sodann daraus, dass er die Kuh zu verkaufen 
suchte; darin drück sich nach den Regeln des sozialen Lebens sein Wille aus, über die Kuh wie ein 
Eigentümer verfügen zu wollen. Damit ist auch die Voraussetzung der Wegnahme zur Aneignung 
erfüllt. 

Die Absicht, sich durch die Wegnahme der Kuh aus dem Stall des B zu bereichern, ergibt sich schliess-
lich ebenfalls aus der Tatsache, dass A die Kuh zu verkaufen suchte; dass sie dabei fort lief, ändert 
daran nichts. Auch diese Voraussetzung ist gegeben. 

Insgesamt liegen damit nach schweizerischem Recht die Tatbestandsvoraussetzungen des Diebstahls 
vor. Die Tat des A ist ein Diebstahl. 

Frage 2 
Die Höhe der gestohlenen Summe ergibt sich aus dem der geschädigten Partei, d.h. aus dem B zuge-
fügten (zivilrechtlichen) Schaden. Als Schaden wird nach schweizerischem Recht die unfreiwillige 

                                                                                                                                                                                     
SIEGENTHALER, Kommentar zu Art. 646–654a ZGB, in: Breitschmid/Rumo-Jungo (Hrsg.), Handkommentar zum 
Schweizer Privatrecht, Sachenrecht, Art. 641–977 ZGB, Zürich 2007. 
6  Statt vieler vgl. BGE 132 IV 108, 118 IV 209, 115 IV 104. 



Vermögensverminderung bezeichnet, die sich aus der Differenz zwischen dem gegenwärtigen Stand 
des Vermögens und dem Stand berechnet, den das Vermögen ohne das schädigende Ereignis hät-
te.7 

Der Wert der Kuh betrug RMB 1.800. Aufgrund des gemeinschaftlichen Eigentums an der Kuh gehör-
te davon A und B mangels anderer Abrede (Art. 646 Abs. 2 bzw. 653 Abs. 1 ZGB) jeweils die Hälfte; im 
Fall der Auflösung des gemeinschaftlichen Eigentums wäre die Kuh entweder an Dritte verkauft und 
der Erlös zwischen A und B hälftig geteilt worden oder die Kuh wäre von einem der beiden unter 
Auszahlung des halben Werts an den anderen zum alleinigen Eigentum übernommen worden 
(Art. 651 Abs. 1 bzw. 654 ZGB). So oder anders betrug die unfreiwillige Vermögensminderung bei B 
durch den Diebstahl RMB 900. 

Diebstahl wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft (Art. 139 StGB), wobei 
bei geringfügigen Delikten auch eine blosse Busse möglich ist (Art. 172ter StGB). In der Schweiz gelten 
Delikte mit einer Deliktsumme von weniger als CHF 300 als geringfügig. 

Die Strafe bemisst sich «nach dem Verschulden des Täters», wobei «das Vorleben und die persönli-
chen Verhältnisse sowie die Wirkung der Strafe auf das Leben des Täters» zu berücksichtigen sind 
(Art. 47 Abs. 1 StGB). Das Verschulden wiederum «wird nach der Schwere der Verletzung oder Ge-
fährdung des betroffenen Rechtsguts, nach der Verwerflichkeit des Handelns, den Beweggründen 
und Zielen des Täters sowie danach bestimmt, wie weit der Täter nach den inneren und äusseren 
Umständen in der Lage war, die Gefährdung oder Verletzung zu vermeiden» (Art. 47 Abs. 2 StGB). 

Da vorliegend aus dem Sachverhalt über den Täter wenig bekannt und auch die Praxis der Gerichte 
nicht greifbar ist, kann über die Strafzumessung im konkreten Fall wenig gesagt werden. Die Delikt-
summe ist zwar nicht hoch, aber sofern die Kuh einen wichtigen Teil des Lebensunterhalts von A und 
B ausgemacht hat, müsste doch von einem im konkreten Fall nicht leichten Delikt ausgegangen wer-
den, weshalb mit einer Freiheitsstrafe und nicht bloss mit einer Geldstrafe zu rechnen ist. 

 

Falllösung 2 

Sachverhalt 
A und B sind verheiratet. Es besteht zwischen ihnen keine Gütervereinbarung. A trifft B auf der Stra-
ße und entwendet ihr unter Gewaltanwendung RMB 100.000. 

Fragen: (1) Ist die Tat von A ein Raub? (2) Wenn ja, wie hoch ist die geraubte Summe? RMB 100.000 
oder RMB 50.000? 

Frage 1 
Einen Raub begeht nach Schweizer Recht, «wer mit Gewalt gegen eine Person oder unter Andro-
hung gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben oder nachdem er den Betroffenen zum Widerstand 
unfähig gemacht hat, einen Diebstahl begeht» (Art. 140 StGB).8 Vorausgesetzt sind also ein Dieb-
                                                           
7  PETER GAUCH/WALTER R. SCHLUEP/SUSAN EMMENEGGER, Schweizerisches Obligationenrecht, Allgemeiner 
Teil ohne ausservertragliches Haftpflichtrecht, Band II, 9. Aufl., Zürich 2008, N 2847 ff. 
8  Vgl. hierzu und zum Folgenden STEFAN TRECHSEL/DEAN CRAMERI, Kommentar zu Art. 137 ff. StGB, in: 
Trechsel et al. (Hrsg.), Schweizerisches Strafgesetzbuch, Praxiskommentar, Zürich 2008; MARCEL A. NIGGLI, Kom-



stahl, d.h. wie bereits in der Falllösung 1 eine «fremde bewegliche Sache», ein diesbezüglicher Bruch 
fremden Gewahrsams und die Begründung neuen, in der Regel eigenen Gewahrsams sowie der Wille 
zur Bereicherung. Der Unterschied besteht allein darin, dass der Bruch des Gewahrsams beim Raub 
durch Gewaltanwendung geschieht; für die Voraussetzungen kann deshalb weitegehend auf die Aus-
führungen der Falllösung 1 verwiesen werden. 

Banknoten und Münzen fallen nach schweizerischem Recht unter den Begriff des Fahrniseigentums, 
sind also bewegliche Sachen. Als «fremd» gilt eine Sache im strafrechtlichen Sinn, wenn sie weder im 
Alleineigentum des Täters steht noch herrenlos ist, d.h. keinen Eigentümer hat. Aus dem Sachverhalt 
geht hervor, dass B die in Frage stehenden RMB 100.000 auf sich trägt. Über die Eigentumsverhält-
nisse an den RMB 100.000 sagt der Sachverhalt nichts; es ist deshalb vorab zu klären, ob sich aus der 
Tatsache, dass A und B verheiratet sind, etwas über die Eigentumsverhältnisse ableiten lässt. 

Das Schweizer Zivilrecht kennt drei eheliche Güterstände: Die Errungenschaftsbeteiligung (Art. 196 ff. 
ZGB), die Gütergemeinschaft (Art. 221 ff. ZGB) und die Gütertrennung (Art. 247 ff. ZGB).9 Vereinba-
ren die Ehegatten die Gütergemeinschaft, entsteht an ihren Vermögenswerten Gesamteigentum; 
vereinbaren die Ehegatten hingegen die Gütertrennung, so verbleibt das Eigentum beim jeweiligen 
Ehegatten. Treffen die Ehegatten keine Vereinbarung über den ehelichen Güterstand, sieht das Ge-
setz den Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung vor. Auch unter diesem Güterstand verbleibt das 
Eigentum an den Vermögenswerten beim jeweiligen Ehegatten; während der Ehe hinzugekommene 
Einkünfte werden erst bei Auflösung der Ehe (durch Scheidung oder Tod) zwischen den Ehegatten 
verteilt. 

Da A und B zwar verheiratet sind, aber über den ehelichen Güterstand keine Vereinbarung getroffen 
haben, unterstehen sie der Errungenschaftsbeteiligung. Daraus wiederum folgt, dass die in Frage 
stehenden RMB 100.000 im Alleineigentum der B stehen (zumindest ergibt sich aus dem Sachverhalt 
nichts anderes) und somit aus Sicht von A als «fremde Sachen» zu betrachten sind. 

Die Voraussetzung der Wegnahme zur Aneignung (vgl. dazu auch Sachverhalt 1) ergibt sich ohne 
Weiteres aus der gewaltsamen Entwendung des Geldes. Auch von der Absicht, sich bereichern zu 
wollen, darf im Falle eines Gelddiebstahls wohl ohne Weiteres ausgegangen werden (auch hier ergibt 
sich aus dem Sachverhalt nichts anderes). Schliesslich folgt auch die letzte Voraussetzung des Raubes, 
die Gewaltanwendung, direkt aus dem Sachverhalt. 

Insgesamt liegen damit nach schweizerischem Recht die Tatbestandsvoraussetzungen des Raubes vor. 
Die Tat des A ist ein Raub. 

Frage 2 
Die Höhe der gestohlenen Summe ergibt sich aus dem der geschädigten Partei, d.h. aus dem B zuge-
fügten (zivilrechtlichen) Schaden. Als Schaden wird nach schweizerischem Recht die unfreiwillige 
Vermögensverminderung bezeichnet, die sich aus der Differenz zwischen dem gegenwärtigen Stand 

                                                                                                                                                                                     
mentar zu Art. 137 StGB bzw. MARCEL A. NIGGLI/CHRISTOF RIEDO, Kommentar zu Art. 140 StGB, in: Nig-
gli/Wiprächtiger (Hrsg.), Strafgesetzbuch II, Basler Kommentar zu Art. 111–401 StGB, Basel 2003. 
9  Vgl. hierzu und zum Folgenden ALEXANDRA RUMO-JUNG, Kommentar zu Art. 181–251 ZGB, in: Breit-
schmid/Rumo-Jungo (Hrsg.), Handkommentar zum Schweizer Privatrecht, Personen-, Familien- und Erbrecht, 
Art. 1–640 ZGB, Zürich 2007. 



des Vermögens und dem Stand berechnet, den das Vermögen ohne das schädigende Ereignis hät-
te.10 

Der Wert des geraubten Geldes betrug RMB 100.000. Weil das Geld im Alleineigentum der B stand, 
betrug die unfreiwillige Vermögensminderung bei B durch den Raub RMB 100.000. 

Raub wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren oder Geldstrafe bestraft (Art. 140 StGB). Für die 
Strafbemessung kann wiederum auf die Ausführungen der Falllösung 1 verwiesen werden. Auch hier 
ist aus dem Sachverhalt über den Täter wenig bekannt und die Praxis der Gerichte nicht greifbar, 
weshalb über die Strafzumessung wenig gesagt werden kann. Da Raub allgemein ein schwereres 
Delikt ist als ein blosser Diebstahl und die Deliktsumme höher als in der Falllösung 1, ist hier mit einer 
schwereren Strafe zu rechnen. 

 

 

                                                           
10  PETER GAUCH/WALTER R. SCHLUEP/SUSAN EMMENEGGER, Schweizerisches Obligationenrecht, Allgemeiner 
Teil ohne ausservertragliches Haftpflichtrecht, Band II, 9. Aufl., Zürich 2008, N 2847 ff. 
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